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Einleitung

Ship Management hat sich weltweit als eigenständiges Seeschifffahrtsgewer-
be etabliert und ist in der täglichen Seeschifffahrtspraxis nicht mehr wegzu-
denken. Es wird geschätzt, dass heute etwa 33 % der Welthandelsflotte von
Ship Managern betreut werden1. Mindestens zwei der acht weltgrößten Ship
Management Gesellschaften sind in Hamburg ansässig2.

Ein Ship Manager übernimmt für seine Auftraggeber einzelne oder sämtliche
Aufgaben, die der Betrieb eines Schiffes mit sich bringt. In Deutschland wird
auch davon gesprochen, dass ein Ship Manager das Schiff für seine Auftrag-
geber bereedern würde, weshalb dieser auch als Bereeder bezeichnet wird.
Präziser scheint hingegen die deutsche Bezeichnung des Ship Managers als
Vertragsreeder, da ein Ship Manager die Bereederung aufgrund eines sog. Be-
reederungsvertrags übernimmt. Aufgrund der Internationalität des Seerechts
wird hier der Begriff des Ship Managers verwendet.

Trotz seiner großen Bedeutung für die Seeschifffahrt hat die Rechtswissen-
schaft den Ship Manager bisher vernachlässigt, was wiederum zu einigen Miß-
verständnissen geführt hat. So besteht in Deutschland insbesondere keine
Rechtsklarheit, was genau unter einem Ship Manager zu verstehen ist. Den-
noch schlägt die 2004 vom Bundesjustizministerium eingesetzte Sachverstän-
digengruppe zur Reform des Seehandelsrechts in ihrem 2009 erschienenen
Abschlussbericht vor, keine Regelung in Bezug auf den Ship Manager in das
HGB aufzunehmen3. Auch fehlt es an einer Untersuchung, welchen Haftungs-
risiken ein Ship Manager ausgesetzt ist. Besonders verwunderlich ist aber
die Vernachlässigung des Ship Managers aus versicherungsrechtlicher Sicht.
Hier ergeben sich aus der Stellung des Ship Managers als „verlängertem Arm“
seiner Auftraggeber diverse Probleme. Dabei geht es zum einen um die Fra-
ge, welche (See-)Versicherungen der Ship Manager für seine Auftraggeber zu
welchen Bedingungen abzuschließen hat, wenn dieser mit der Versicherung
des Schiffes betraut wird. In diesem Zusammenhang ist zudem fraglich, in-
wieweit ein Ship Manager als Versicherungsvermittler oder Versicherungs-
berater zu qualifizieren ist und seine Tätigkeiten in Bezug auf die Versiche-
rung daher besonderen rechtlichen Anforderungen unterliegen. Hauptprob-
lem aus versicherungsrechtlicher Sicht ist aber, ob ein Ship Manager in den

1 Drewry Shipping Consultants, Ship Management, S. 4 und S. 36 unter Berufung auf Lloyd’s List
vom September 2001 und Aussagen der International Ship Manager Association.

2 Drewry Shipping Consultants, Ship Management, S. 40, wobei wohl mindestens drei deutsche
Ship Management Gesellschaften nicht berücksichtigt worden sind, von denen eine über 200
und zwei um die 100 Schiffe betreuen und damit auch zu den Top 8 zählen dürften.

3 Abschlussbericht der Sachverständigengruppe zu Reform des Seehandelsrechts, S. 88.
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Schutzbereich der Versicherungen seiner Auftraggeber einbezogen ist und
damit vor einem Regress der Versicherer aus übergegangenem Recht ge-
schützt ist. Hierbei ist nicht nur eine Entscheidung der aufgrund der neuen
Rechtsprechung in letzter Zeit wieder aktuell gewordenen Frage der Zulässig-
keit der Versicherung von Sachersatzinteressen im Rahmen einer Sachversi-
cherung von Bedeutung. Vielmehr ist auch zu klären, ob der Ship Manager in
den Schutzbereich der Versicherungen der Auftraggeber einbezogen ist, wenn
dieser nicht ausdrücklich in den Versicherungen der Auftraggeber genannt
ist. Diese Frage ist von besonderer praktischer Bedeutung, da Ship Manager
in der Vergangenheit nicht darauf hingewirkt haben, dass sie selbst ausdrück-
lich in den Schutzbereich der Versicherungen ihrer Auftraggeber einbezogen
werden4. Von der Einbeziehung in den Versicherungsschutz der Versicherun-
gen der Auftraggeber ist wiederum abhängig, ob der Ship Manager eigene
Versicherungen zu besorgen hat, und welchen Inhalt diese haben sollten.
Nach Aussage der Versicherer unterhalten 60 % der Ship Manager eine eige-
ne sog. Ship-Manager-Versicherung. Dabei ist das Verhältnis der Versiche-
rungen der Auftraggeber zu der Ship-Manager-Versicherung von besonderer
praktischer Bedeutung.

Ziel der Arbeit ist es, Klarheit in die rechtliche Behandlung des Ship Mana-
gers im Allgemeinen und speziell aus versicherungsrechtlicher Sicht zu brin-
gen. Dabei ist Hauptziel der Arbeit, die Vollständigkeit oder Mangelhaftigkeit
des Versicherungsschutzes des ShipManagers aufzuzeigen, wobei der Schwer-
punkt der Arbeit auf der Frage liegt, ob ein Ship Manager in den Schutzbereich
der Versicherungen der Auftraggeber einbezogen ist, wenn dieser nicht aus-
drücklich in den Versicherungen seiner Auftraggeber genannt ist.

Die Arbeit gliedert sich in vier Teile. Im ersten Teil wird Grundlegendes zum
Ship Manager mit dem Ziel herausgearbeitet, den rechtlichen Rahmen für die
Behandlung des Ship Managers im Allgemeinen abzustecken. Der zweite Teil
ist der Aufgabe des Ship Managers, für die Versicherung des Schiffes zu sor-
gen, gewidmet. Der anschließende dritte Teil ist der Hauptteil der Arbeit. Hier
wird der mögliche Versicherungsschutz des Ship Managers über die Versi-
cherungen der Auftraggeber herausgearbeitet. Im vierten Teil wird schließlich
der Versicherungsschutz der derzeit in Deutschland und England angebote-
nen Ship-Manager-Versicherung dargestellt und versicherungsrechtlich unter-
sucht. Im Gesamtergebnis kann damit der Versicherungsschutz des Ship Ma-
nagers über die Versicherungen der Auftraggeber dem Versicherungsschutz,
den der Ship Manager über eine Ship-Manager-Versicherung erhält, gegen-
übergestellt werden. Damit kann schließlich die Frage beantwortet werden,
wieweit der Versicherungsschutz des Ship Managers reicht.

4 BIMCO Bulletin, Vol. 100, Nr. 3/2005, S. 27 und 35.
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1. Teil: Ship Management

A. Entwicklung

I. Geschichtliches

1. Römisches Reich

Zu Zeiten des römischen Reiches lag die Seefahrt grundsätzlich allein in den
Händen der Kaufleute. Eine gewerbsmäßige Arbeitsteilung innerhalb des
Schiffsbetriebs und eine Trennung von Reederei und Seehandel wurde wenig
praktiziert. Dieses basierte auf dem Umstand, dass die Kaufleute die Han-
delsschiffe grundsätzlich im Alleineigentum besaßen. Die Kaufleute betrieben
die Seeschifffahrt zudem im Rahmen eines kapitalistischen Großbetriebs und
beförderten mit ihren Schiffen ausschließlich eigene Ware5.

Das Alleineigentum der Kaufleute an ihren Schiffen resultierte aus dem Um-
stand, dass das Kapital für den Kauf und den Betrieb von Schiffen ohne den
Zusammenschluss einer Personenmehrheit aufzubringen war6. Schiffe waren
recht einfach gebaut und deshalb verhältnismäßig preiswert. Auch gab es
noch keine umfangreichen gesetzlichen Anforderungen an den Betrieb der
Schiffe. Haftungsrisiken bestanden kaum7. Die Transportwege waren recht
kurz und die Gefahren der See überschaubar – bis zum späterenMittelalter wur-
de die Handelsschifffahrt im Wesentlichen als Küstenschifffahrt betrieben8.
Piraterie war zudem kaum ein Problem9. Der Betrieb der Schiffe war mit einer
teilweise ungeschulten Besatzung möglich, denn obwohl bereits Segel ver-
wendet wurden, war das Ruderschiff die Norm bis zum Ende des Mittelal-
ters10. Eine Entlohnung war nicht erforderlich, da die Schiffe fast ausschließ-
lich mit Hilfe von Sklaven betrieben wurden11. Das Be- und Endladen der
Schiffe wurde durch die eigene Besatzung ausgeführt. Tonnage musste nicht
organisiert werden, da eigene Ware transportiert wurde. Kapital konnte über
ein Seedarlehen („foenus nauticum“) geriert werden. Hierbei gab ein an einem

5 Ruhwedel, Die Partenreederei, S. 32.
6 Dennoch kannte das Recht schon ein Zusammenschluss mehrerer Personen zum gemeinsa-

men Betrieb eines Schiffes (plures exercitores), aber aufgrund der Vorherrschaft kapitalistischer
Großbetriebe war ein solcher Zusammenschluss nicht üblich. Vgl. dazu ausführlich Ruhwedel,
Die Partenreederei, S. 29 ff.

7 Zu den Haftungsrisiken vgl. Rehme, Die geschichtliche Entwicklung der Haftung des Reeders,
S. 9 – 19.

8 Enge, Transportversicherung, S. 19; a.A. Goldschmidt, Handbuch des Handelsrechts, Teil A,
S. 26 Fn. 33 und S. 68 der die Ansicht vertritt, dass bereits im Altertum Hochseeschifffahrt auf
dem atlantischen Ozean, dem roten und persischen Meer und dem indischen Ozean erfolgte.

9 Ruhwedel, Die Partenreederei, S. 32.
10 Goldschmidt, Handbuch des Handelsrechts, Teil A, S. 26.
11 Perdikas, Die Entstehung der Versicherung im Mittelalter, S. 1.
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Seetransport unbeteiligter Kapitalgeber dem Betreiber des Schiffes ein Dar-
lehen, das bei Verlust des Schiffes verloren war, bei glücklicher Ankunft des
Schiffes im Bestimmungshafen jedoch mit hohen Zinsen (10 – 50 %12) zurück-
zuzahlen war13.

Dennoch gab es auch schon im römischen Reich ein vom Seehandel zu tren-
nendes Seeschifffahrtgewerbe, wenn dieses auch kaum praktiziert wurde.
Die Existenz eines Schifffahrtsgewerbes wird dadurch belegt, dass das römi-
sche Recht bereits den Reeder kannte („exercitor navis“). Nach römischem
Rechtsverständnis war ein Reeder derjenige, dem ein Schiff zum Erwerbe
dient, gleich, ob er Eigentümer des Schiffes war, oder ob er es gemietet hat-
te14. Damit kannte das römische Recht neben dem heutigen Reeder i.S.v.
§ 484 HGB bereits einen Charterer, der nach heutigem Verständnis als Aus-
rüster bzw. Bareboat-Charterer i.S.v. § 510 HGB zu verstehen gewesen sein
dürfte15. Zudem galt im römischen Reich das sog. „lex Rhodia de iactu“, was
übersetzt soviel bedeutet, wie rhodisches Gesetz über den Seewurf. Das rho-
dische Gesetz über den Seewurf ist der Vorläufer der heutigen großen Have-
rei nach §§ 700 ff. HGB16. Nach dem rhodischen Gesetz über den Seewurf
waren, soweit in bestimmten Fällen von Seenot Ladung oder zum Schiff ge-
höriges Zubehör, wie z.B. Rettungsboote oder Anker, über Bord geworfen wur-
den (sog. Seewurf), die daraus resultierenden Schäden zwischen Schiffs- und
Ladungseigentümern aufzuteilen17. Da aber ein entsprechendes Gesetz nur
bei Fremdtransporten Sinn macht, belegt dieses, dass bereits im römischen
Reich ein Schifffahrtsgewerbe existiert hat, wenn dieses auch bedeutungslos
gewesen sein mag.

Der im römischen Reich vorherrschende Großbetrieb machte es bereits er-
forderlich, Aufgaben zu delegieren. Die Kaufleute bedienten sich dazu eines
sog. „magister navis“, der grundsätzlich gleichfalls ein Sklave war. Dieser war
zugleich nautischer Leiter und Geschäftsführer des ihm anvertrauten Schif-
fes. Als Geschäftsführer war er insbesondere für die Ausrüstung des Schiffes,
Verproviantierung, die Anstellung bzw. den Kauf der Mannschaft und die
Instandhaltung des Schiffes zuständig. Zum Verkauf und Kauf der Ware war
er nur befugt, wenn er dazu besonders beauftragt war18. Da das römische
Recht keine Stellvertretung kannte, wurde, im Fall eines Verkaufes der trans-
portierten Ware durch den „magister navis“, dieser selbst Vertragspartner19.

12 Röpling, Die Geschichte der englischen Seeversicherung, S. 15.
13 Büchner/Winter, Grundriss der Individualversicherung, S. 23.
14 Rehme, Die geschichtliche Entwicklung der Haftung des Reeders, S. 7.
15 A.a.O.
16 Wüstendörfer, Neuzeitliches Seerecht, S. 18 f.
17 Puttfarken, Seehandelsrecht, S. 320, Rn. 754.
18 Rehme, Die geschichtliche Entwicklung der Haftung des Reeders, S. 8.
19 A.a.O., S. 10.
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Der „magister navis“ vereinte Aufgaben und Befugnisse des heutigen Kapi-
täns (§§ 511 ff. HGB), des Korrespondentreeders (§§ 492 ff. HGB) und des Ship
Managers in einer Person. Wie ein Ship Manager, aber auch wie ein Kapitän
und Korrespondentreeder, wurde der magister navis aufgrund seiner beson-
deren nautischen Fähigkeiten berufen und hatte weitgehende Geschäftsfüh-
rungsbefugnisse.

2. Mittelalter

Mit dem Niedergang der römischen Weltherrschaft schwand auch der
Wohlstand. Als Folge dessen ging insbesondere der Seehandel zurück. Die
Seefahrt war infolge der zahlreichen Kriegszüge zur See und durch die Über-
handnahme der Seeräuberei unsicher geworden20. Außerdem waren die Be-
triebskosten gestiegen, da freie Arbeit nunmehr auch in der Handelsschiff-
fahrt üblich wurde21. Damit entstand im Mittelalter die Berufsgruppe der See-
leute. An die Stelle des kapitalistischen Großbetriebs trat der Kleinbetrieb22.
Der Kleinbetrieb wurde grundsätzlich nicht als Einzelbetrieb, sondern in ge-
nossenschaftlicher Form betrieben23. Dafür fanden sich mehrere Personen
zusammen, um gemeinsam ein Schiff anzuschaffen und zu betreiben. Neben
der Kapitalbeschaffung dienten die Zusammenschlüsse der Risikostreuung.

Genossenschaftlich organisierten sich Steuerleute (nach heutigem Verständ-
nis Kapitäne und Offiziere), Schiffshandwerker und Matrosen. Aber auch Ver-
wandte und Freunde der vorher genannten Personengruppen steuerten Ka-
pital bei, in der Hoffnung auf einen Gewinn24. Die Betriebskosten wurden da-
durch gering gehalten, dass üblicherweise sämtliche Mitreeder auf dem Schiff
mitfuhren. Die Mitreeder waren zugleich Kaufleute, da die transportierten Wa-
ren grundsätzlich für gemeinschaftliche Rechnung gekauft und verkauft, und
ein eventueller Gewinn oder Verlust auf sämtliche Mitreeder verteilt wurde.
Durch diese genossenschaftliche Organisation verwischten die Grenzen zwi-
schen den Beteiligten: Schiffseigentümer, Kaufmann bzw. Ladungsinteres-
sent und Seemann waren identisch25. Zuweilen stellten die Zusammenschlüs-
se aber auch einen sog. „naucleus“ ein, soweit den Mitreedern die erforder-
lichen nautischen Kenntnisse fehlten. Der „naucleus“ war lediglich nautischer
Führer, nicht aber Inhaber der Schiffsgewalt26. Die Schiffsgewalt hatte der
Schiffsrat inne, der sich aus den mitfahrenden Mitreedern zusammensetzte27.

20 Rehme, Die geschichtliche Entwicklung der Haftung des Reeders, S. 20.
21 Perdikas, Die Entstehung der Versicherung im Mittelalter, S. 12.
22 A.a.O. unter 6.
23 Rehme, Die geschichtliche Entwicklung der Haftung des Reeders, S. 20.
24 Wüstendörfer, Neuzeitliches Seerecht, S. 141.
25 Hanses, Die rechtliche Stellung des Kapitäns auf deutschen Seeschiffen unter besonderer

Berücksichtigung der historischen Entwicklung, S. 5.
26 Herding, Die Machtbefugnisse des Kapitäns, S. 9.
27 Weber, Die Schiffsgewalt des Kapitäns, S. 36.
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Im späterenMittelalter wird die Durchführung von Fremdtransporten durch Ver-
mietung des Schiffes an Kaufleute immer häufiger28. Zunächst werden die
Schiffe ohne Besatzung (heutige Bareboat Charter), später mit Besatzung
(heutige Zeit- und Reisecharter) vermietet29. Diese Entwicklung wurde insbe-
sondere durch das Aufkommen des Versicherungsgeschäfts gefördert. Durch
die Gründung von Niederlassungen im Ausland, wie den hansischen Konto-
ren, war es zudem überflüssig geworden, dass der Kaufmann die Ware selbst
begleitete30. Es wurde außerdem zunehmend üblich, dass an den Reisen
nicht mehr sämtliche Mitreeder teilnahmen. Die an Land verbleibenden Mit-
reeder beauftragten stattdessen einen anderen Mitreeder, gelegentlich auch
einen vertrauenswürdigen Dritten, die kommerzielle Leitung des Seeunterneh-
mens wahrzunehmen. Dieser sog. Reedereigeschäftsführer war für das An-
heuern der Besatzung, die Ausrüstung des Schiffes und die Ladungsfürsorge
während der Reise verantwortlich. Alle übrigen Besatzungsmitglieder ein-
schließlich des nautischen Leiters waren dem Reedereigeschäftsführer unter-
geordnet. Anfangs fuhr er noch auf den Schiffen mit, später erteilte er vom
Heimathafen aus Weisungen31. Damit vollzog sich nicht nur die Trennung zwi-
schen der Reederei und dem Seehandel als selbstständigen Gewerbe32, son-
dern auch die langsame Auflösung der genossenschaftlichen Strukturen des
frühen Mittelalters hin zu einer Trennung zwischen den an der Seefahrt betei-
ligten Personen. Insbesondere wurde eine Trennung zwischen dem nauti-
schen Führer des Schiffes und dem Reedereibetrieb eingeleitet, wobei in dem
bestellten Reedereigeschäftsführer zugleich die Urform des heutigen Korres-
pondentreeders i.S.v. § 492 HGB und des Ship Managers zu sehen ist.

3. Neuzeit

Durch die Entdeckung neuer Erdteile und Routen eingeleitet, unterstützt
durch die stetige Verbesserung der Schiffsbau- und Schifffahrtstechnik, erleb-
te die Schifffahrt einen außerordentlichen Aufschwung.

Die genossenschaftlichen Strukturen verloren zunächst mehr und mehr an
Bedeutung, der Einzelbetrieb betrat die Bühne33. Die für den Betrieb der Schif-
fe notwendigen Personen wurden angestellt, anstatt sie an dem Unterneh-
men über genossenschaftlichen Strukturen zu beteiligen34. Die Betriebsfüh-
rung übernahmen die Eigentümer der Einzelbetriebe vom Land aus. Damit ge-

28 Hinsichtlich der colonna und commenda, die neben der Fremdvermietung weitere Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für die Mitreeder ermöglichten vgl. Ruhwedel, Die Partenreederei, S. 41 f.
und Rehme, Die geschichtliche Entwicklung der Haftung des Reeders, S. 22 ff.

29 Ruhwedel, Die Partenreederei, S. 40.
30 Rehme, Die geschichtliche Entwicklung der Haftung des Reeders, S. 103.
31 Goldschmidt, Handbuch des Handelsrechts, Teil A, S. 341.
32 Wüstendörfer, Studien zur modernen Entwicklung des Seefrachtvertrages, Bd. I, S. 26.
33 Rehme, Die geschichtliche Entwicklung der Haftung des Reeders, S. 103.
34 Wagner, Handbuch des Seerechts, Bd. 1, S. 29.
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wann die Person des nautischen Schiffsführers an Bedeutung – er wurde al-
leiniger Träger der Schiffsgewalt, er wurde Kapitän35.

Doch sowohl der Einzelbetrieb als auch der genossenschaftlich organisierte
Betrieb wurden schließlich durch Aktiengesellschaften abgelöst. Durch den
Einsatz von Stahl beim Schiffsbau, der Nutzbarmachung der Dampfmaschi-
ne für den Schiffsantrieb Mitte des 19. Jahrhunderts und die damit einherge-
henden stetig wachsenden Schiffsgrößen stiegen die Schiffskaufpreise er-
heblich. Genossenschaftlich organisierte Betriebe oder Einzelbetriebe konn-
ten Anschaffungskosten von rund einer Million Mark pro Schiff nur schwer
aufbringen. Hinzu kam, dass aufgrund der Auswanderungswelle nach Ameri-
ka und der wachsenden Warenströme, zunächst vornehmlich zwischen Eu-
ropa und Amerika, die Nachfrage nach regelmäßiger und schneller Schiffsfol-
ge auf festen Reisewegen und mit festen Fahrplänen (Linienschifffahrt) die
freie Frachtfahrt (sog. Trampfahrt) ablöste36. Die Linienfahrt benötigte aber ei-
ne wesentlich höhere Anzahl von Schiffen als die Trampfahrt. Neben der da-
mit einhergehenden weiteren Steigerung des Kapitalbedarfes stellte sich auch
ein rechtliches Problem. Partenreedereien waren in den Art. 456 ff. des Allge-
meinen Deutschen Handelsgesetzbuches von 1861, die mehr oder weniger
unverändert in die §§ 489 ff. HGB 1897 übernommen wurden, auf ein Schiff
beschränkt37. Deshalb wurden Aktiengesellschaften gegründet, um am Kapital-
markt das notwendige Kapital aufzubringen und damit eine Mehrheit von
Schiffen aufzukaufen, hauptsächlich zum Betrieb in der Linienschifffahrt. An-
fang 1903 entfielen z.B. schon 81,1 % der gesamten Hamburger Dampfer-
tonnage auf Aktiengesellschaften, wovon 97,3 % in der Linienschifffahrt be-
schäftigt wurden38.

Durch das Betreiben der Schiffe im Rahmen von Aktiengesellschaften, die
damals wie heute vorrangig ihren Kapitalgebern verpflichtet sind, und durch
den wachsenden Konkurrenzdruck aufgrund Zusammenwachsens der Volks-
wirtschaften zu einer einheitlichen Weltwirtschaft, wurden die Reedereien ge-
zwungen, die Umschlagperioden soweit wie möglich zu verkürzen. Um die-
ses Ziel zu erreichen, begann eine fortschreitende Spezialisierung der Arbeits-
leistungen und damit einhergehend eine immer weitere Einschränkung der
Befugnisse des Kapitäns. Insbesondere wurden dem Kapitän Verrichtungen
abgenommen, die nicht rein nautischer Natur waren, was zur Bildung neuer
selbstständiger Erwerbszweige führte. Zwar sah das Gesetz in §§ 513 und
526 Abs. 2 HGB wie heute noch vor, dass der Kapitän Sorge zu tragen hat für
die Seetüchtigkeit des Schiffes, seine Einrichtung und Ausrüstung, seine Be-
mannung und Verproviantierung. Jedoch begannen diese Aufgaben durch

35 Herding, Die Machtbefugnisse des Kapitäns, S. 11.
36 Bothe, in: Münchener Handbuch, Bd. 1, § 87 Rn. 5.
37 So schon die damals h.A.; a.A. Schmidt, Die Partenreederei als Handelsgesellschaft, S. 88

m.w.N.
38 Wüstendörfer, Studien zur modernen Entwicklung des Seefrachtvertrages, Bd. I, S. 35, S. 38.
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zentrale Heuerstellen, die Seeberufsgenossenschaft und die Schiffsklassifi-
kationsgesellschaften bzw. Reederei-Inspektoren wahrgenommen zu wer-
den. Auch das Ein- und Ausladen der Güter begann durch Spezialunterneh-
men durchgeführt zu werden, den Kaiumschlagbetrieben. Das Stauen der Gü-
ter auf dem Schiff begann durch Stauereiunternehmen und das Befestigen
der Ladung zur Sicherung gegen ladungs- und stabilitätsgefährdende Bewe-
gungen durch sog. Garnierer bzw. Ladungsbefestiger besorgt zu werden.
Schließlich wurde dem Kapitän auch die kaufmännisch-rechtsgeschäftliche
Betätigung im Heimathafen und während der Reise immer weiter abgenom-
men. Das Gesetz spricht dem Kapitän zwar heute noch in den §§ 526 ff. HGB
umfassende Befugnisse zu, insbesondere außerhalb des Heimathafens. So
bestimmt beispielsweise § 527 Abs. 2 HGB, dass der Kapitän auch für das
Eingehen von Frachtverträgen zuständig ist. Diese Vorschrift begründet sich
aber mit der grundsätzlichen Unerreichbarkeit des Kapitäns außerhalb des
Heimathafens in früherer Zeit. Durch die Erfindung der Telegrafie und des
Funkes änderten sich die Rahmenbedingungen jedoch grundlegend, und die
Beauftragung von Schiffsmaklern bzw. -agenten nahm den noch bestehen-
den Befugnissen in §§ 526 ff. HGB weiter die Relevanz39.

Die genossenschaftliche Organisationsform hielt sich lediglich noch in Ni-
schen, die die Linienreederei nicht ausfüllte, nämlich in der Trampfahrt, der
Hochseefischerei und der Küstenschifffahrt40.

Nach dem zweiten Weltkrieg hat die genossenschaftliche Organisationsform
in Deutschland eine Renaissance erlebt. Dieses basierte auf der Steuerge-
setzgebung. Bereits im Jahr 1949 wurden durch den damaligen § 7 d EStG
steuerliche Sonderabschreibungen auf Seeschiffe gewährt. Das führte dazu,
dass auch schifffahrtsfremdes Kapital wieder Beteiligungsmöglichkeiten an
Schiffen suchte, um in den Genuss der Sonderabschreibungen zu kommen.
Neben der Partenreederei bot sich dafür als Gesellschaftsform insbesondere
die GmbH & Co. KG an. Die Entdeckung der GmbH & Co. KG als Finanzie-
rungsinstrument war die Geburtsstunde der sog. Schiffsfonds. Der Begriff
Fonds bezeichnet ein Sondervermögen, das in einer Kapitalanlagegesellschaft
zusammengeführt ist. Bei einer Schiffsfondsgesellschaft (Schiffsfonds) besteht
das Gesellschaftsvermögen aus einem oder mehreren Schiffen41. Grundsätz-
lich sind Schiffsfondsgesellschaften (Schiffsfonds) als geschlossene Fonds or-
ganisiert. Geschlossen bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der Schiffs-
fonds nur eine vorab festgelegte Kapitalsumme durch den Eintritt von Gesell-
schaftern aufzubringen beabsichtigt. Schiffsfonds werden zudem meist als
sog. Publikumsgesellschaften organisiert. Dabei handelt es sich um Perso-
nengesellschaften, die zum Zwecke der Kapitalsammlung einer Vielzahl von

39 A.a.O., S. 44 f.
40 Bothe, in: Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, Bd. 1, § 87 Rn. 5.
41 Handelt es sich um mehrere Schiffe, spricht man von einem Flottenfonds.
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Gesellschaftern offen stehen42. Als Gesellschaftsform wird fast ausschließ-
lich die GmbH & Co. KG gewählt43. Die GmbH & Co. KG ist eine Personenge-
sellschaft in Form der KG, wobei durch die Beteiligung einer GmbH als regel-
mäßig einzige Komplementärin erreicht werden kann, dass grundsätzlich kei-
ne natürliche Person unbeschränkt haftet. Regelmäßig beteiligen sich die
Gesellschafter nicht direkt an dem Schiffsfonds, sondern indirekt über eine
Treuhandgesellschaft, welche in der Mehrheit der Fälle eine GmbH ist. Die
Treuhandgesellschaft beteiligt sich dann im eigenen Namen als Kommandi-
tistin an der GmbH & Co. KG. Das sog. Fondsmanagement obliegt gem.
§ 164 HGB ausschließlich der Komplementärin, mithin den Geschäftsführern
der Komplementär-GmbH. Die Geschäftsführer der Komplementär-GmbH
betreiben das Fondsschiff bzw. die Fondsschiffe jedoch grundsätzlich nicht
selbst. Sie werden im Gesellschaftsvertrag vielmehr standardmäßig ermäch-
tigt, alle Geschäfte und Rechtshandlungen, die der Geschäftsbetrieb einer
Reederei mit sich bringt, auf einen Ship Manager zu übertragen.

Ein als GmbH & Co. KG organisierter Schiffsfonds hat gegenüber einer Par-
tenreederei i.S.v. § 3 489 ff. HGB wesentliche Vorteile aus Sicht der Kapital-
anleger. So haben gem. § 500 Abs. 1 HGB die Mitreeder einer Partenreederei
grundsätzlich eine Nachschusspflicht, was hingegen gem. § 707 BGB bei der
KG regelmäßig nicht der Fall ist. Zudem haften bei einer Partenreederei die
Mitreeder für den Bruchteil, der ihrem Part entspricht, gem. § 507 Abs. 1 HGB
unmittelbar und persönlich für alle Reedereiverbindlichkeiten. Die Haftung der
Kommanditisten gem. § 171 Abs. 1 HGB ist hingegen der Höhe nach auf den
Betrag seiner Hafteinlage begrenzt und zudem ausgeschlossen, soweit die
Einlage geleistet ist. Auch aus Sicht der Initiatoren ist eine Schiff-KG gegen-
über einer Partenreederei vorteilhafter. Sind doch die Kommanditisten gem.
§ 164 BGB grundsätzlich von der Geschäftsführung ausgeschlossen, wohin-
gegen den Mitreedern einer Partenreederei gem. § 491 HGB die Geschäftsfüh-
rung gemeinsam zusteht, wobei sie gem. § 492 HGB einen Korrespondent-
reeder mit dem Geschäftsbetrieb betrauen können. Aufgrund dieser Vorteile
der als GmbH & Co. KG organisierten Schiffsfonds gegenüber der Partenree-
derei haben die Schiffsfonds die Partenreederei als Finanzierungsform abge-
löst44. Seit 2001 sind keine neuen Partenreedereien mehr gegründet worden.

Mit der Entdeckung der GmbH & Co. KG als vorzugswürdige Alternative zur
Partenreederei wurde die Trennung zwischen dem Korrespondentreeder i.S.v.
§§ 492 ff. HGB und dem Ship Manager eingeleitet. Das erste deutsche Urteil,
das im Zusammenhang mit Ship Management erging, datiert aus dem Jahr

42 Teilweise wird für das Vorliegen einer Publikumsgesellschaft zudem verlangt, dass die Gesell-
schafter am Kapitalmarkt geworben worden sind oder sich jedenfalls nicht untereinander ken-
nen und der Gesellschaftsvertrag vorformuliert ist.

43 Winter/Christian/Gerhard, Grundlagen der Schiffsfinanzierung, S. 862.
44 Puttfarken, Seehandelsrecht, S. 218 f., Rn. 534 a.E.; In ihrem Abschlussbericht schlägt die Sach-

verständigengruppe zur Reform des Seehandelsrechts vor, das Institut der Partenreederei ab-
zuschaffen, vgl. S. 9 und S. 69.
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195145 und es ging dabei bezeichnenderweise um die Abgrenzung eines Kor-
respondentreeders von einem Ship Manager.

II. Heutige Bedeutung

Ship Management ist in der heutigen Seeschifffahrt nicht mehr wegzudenken
und gewinnt stetig an Bedeutung. Es wird geschätzt, dass heute etwa 33 %
der Welthandelsflotte von Ship Managern betreut werden46. Die Gründe für
die wachsende Bedeutung sind vielfältiger Natur.

1. Komplexität des Seerechts

Einer der wichtigsten Gründe für die wachsende Bedeutung des Ship Mana-
gements sind die stetig wachsenden, komplexen gesetzlichen Anforderun-
gen, denen die Seeschifffahrt ausgesetzt ist. Das Seerecht, als Sonderrecht
der Seeschifffahrt, setzt sich zusammen aus einer kaum überschaubaren Flut
von nationalen und internationalen Vorschriften. Hinzu kommt, dass zu den
internationalen Vorschriften unterschiedlichste Rechtsprechung weltweit exis-
tiert. Die nationalen Vorschriften geben immer wieder Anlass zu Streitigkeiten
innerhalb der Wissenschaft und der Rechtsprechung. Schließlich ist das See-
recht auch noch bestimmt durch die besonderen Bedingungen der an der
Schifffahrt beteiligten Personen, wie insbesondere die besonderen Bedin-
gungen von Versicherungen, Versicherungsmaklern, Schiffsfinanzierern und
Klassifikationsgesellschaften, die teilweise untereinander stark differieren. Da-
rüber hinaus kommen zu diesem Wirrwarr von Vorschriften ständig neue Be-
stimmungen hinzu.

Dieses Durcheinander von nationalen und internationalen Gesetzen, Recht-
sprechung und Bedingungswerken, erfordert mehr und mehr die Einschal-
tung von Spezialisten in Form von Ship Managern.

2. Outsourcingvorteile

Mit der Beauftragung von Ship Manager mit der Anstellung der Schiffsbesat-
zung im eigenen Namen und für eigene Rechnung gehen die typischen Vor-
teile einher, die sich aus dem sog. „Outsourcing“ ergeben. Durch eine entspre-
chende Beauftragung können die Auftraggeber die umfangreichen öffentlich-
rechtlichen Vorschriften über die Anforderung an die Qualifikation der Seeleu-
te und das komplexe deutsche Seearbeitsrecht in den Verantwortungsbe-
reich des Ship Managers übergeben. Damit können wiederum Haftungs-
risiken reduziert werden47.

45 HOLG Bremen Hansa 1951, S. 996.
46 Drewry Shipping Consultants, Ship Management, S. 4, S. 36 unter Berufung auf Lloyd’s List

vom September 2001 und Aussagen der International Ship Manager Association.
47 Str., a.A. wohl Rabe, Seehandelsrecht, § 485 Rn. 11
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Aber auch die Beauftragung eines Ship Managers mit der Anstellung der Be-
satzung im Namen und für Rechnung der Auftraggeber zieht sog. „Outsour-
cingvorteile“ nach sich. Zwar treten die Auftraggeber hier in unmittelbare ver-
tragliche Beziehungen zu der Besatzung. Doch neben dem Vorteil, dass dem
Auftraggeber sämtliche Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Anstellung
abgenommen werden, entledigen sich die Auftraggeber insbesondere dem
sog. Beschaffungsproblem. So hat ein Ship Manager aufgrund seiner Markt-
stellung grundsätzlich bessere Möglichkeiten, geeignete Besatzungsmitglie-
der zu beschaffen.

3. Kostenersparnisse

Mit der Beauftragung von Ship Managern gehen regelmäßig Kostenerspar-
nisse einher. Ship Manager haben sich heute häufig eine Marktmacht aufge-
baut, mittels derer sie die Kosten des täglichen Schiffsbetriebs, wie insbe-
sondere für Reparaturen, Personal und Nachschub, senken können. Auch im
Zusammenhang mit der Versicherung des Schiffes, ergeben sich durch die
Beauftragung eines Ship Managers u.U. Kostenersparnisse. So wirkt sich die
Beauftragung eines Ship Managers dann positiv auf die Prämienkalkulation
aus, wenn der Ship Manager bereits mehrere Schiffe bereedert, die bei dem-
selben Versicherer versichert sind, und der Ship Manager bisher einen guten
Schadensverlauf vorzuweisen hat. Den Stellenwert, den Ship Management
im Zusammenhang mit der Versicherung des Schiffes einnimmt, ist Klausel 12
der DTV-Kaskoklauseln und der entsprechenden Bestimmung in den Bedin-
gungen der P&I-Versicherung48 zu entnehmen. Danach hat der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit, die Übertragung der Bemannung, Ausrüstung und
Inspektion auf einen anderen anzuzeigen. Der Versicherer hat das Recht, die
Versicherung innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der Anzeige mit einer Frist
von 14 Tagen zu kündigen. Unterlässt der Versicherungsnehmer vorsätzlich
die Anzeige, verletzt der Versicherungsnehmer also die Obliegenheit, wird
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Damit geht Klausel 12
DTV-Kaskoklauseln weiter als bei den in Klausel 11 DTV-Kaskoklauseln gere-
gelten Fällen von Gefahränderung, obwohl es sich bei einem Wechsel der
Bereederung im Grundsatz auch um eine Gefahränderung handelt. Anders
als bei einem Wechsel der Bereederung wird in den übrigen Fällen einer Ge-
fahränderung i.S.v. Klausel 11 DTV-Kaskoklauseln dem Versicherer kein Kün-
digungsrecht eingeräumt, sondern der Versicherer kann lediglich unter den
Voraussetzungen der Klausel 11.4 DTV-Kaskoklauseln eine Zuschlagsprämie
verlangen49.

48 Schwampe, in: Thume/de la Motte, Transportversicherungsrecht, S. 728 Rn. 263.
49 Str., ob dieses auch bei einemWechsel der Bereederung zulässig ist. Bejahend: Zeller, Die De-

ckung von Haftpflicht-Risiken im Rahmen der Seekaskoversicherung, S. 592 f.; a.A. Trölsch,
Die Obliegenheiten der Seeversicherung, S. 392.
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4. Speziell in Deutschland: Schiffsfonds

Seit 1980 werden in Deutschland Schiffsfonds dem breiten Publikum ange-
boten50. Seitdem hat Ship Management in Deutschland wesentlich an Bedeu-
tung gewonnnen.

Viele deutsche Reeder haben ihre Flotte erweitert, indem sie die Bereederung
von über Schiffsfonds finanzierten Schiffen übernommen haben. Diese Ent-
wicklung wurde gefördert durch die Tatsache, dass sich mit dem Verkauf von
Schiffsfonds, die sich aufgrund der bis vor kurzem ausgesprochen attrakti-
ven steuerlichen Behandlung großer Beliebtheit erfreuten, viel Geld verdie-
nen ließ. Viele deutsche Reeder haben deshalb zudem eigene Emissionshäu-
ser und Treuhandgesellschaften gegründet, die Schiffsfonds initiieren, ver-
treiben und verwalten. Bereits vor dem Hintergrund der Abschaffung der Son-
derabschreibungsmöglichkeiten51 sowie der Abschaffung des erweiterten
Verlustausgleichs52 war jedoch die Nachfrage nach Schiffsfonds zurückge-
gangen. Die Option zur pauschalen Gewinnermittlung auf Grundlage des
Schiffsraums (Tonnagebesteuerung53) hat die Schiffsfonds für Anleger aber
zunächst weiterhin interessant gemacht. Jedoch hat die Finanzmarktkrise zu
einem Einbruch der Charter- und Frachtraten geführt, und die aktuellen Über-
kapazitäten werden sich durch die Auslieferung weiterer Schiffe noch erheb-
lich verstärken. Es wird erwartet, dass sich die Ladekapazitäten in den kom-
menden zwei Jahren verdoppeln werden54. Daher ist gegenwärtig die Nach-
frage nach Schiffsfonds eingebrochen, weshalb von den Schiffsfonds zu-
nächst keine weiteren Wachstumsimpulse für die Ship Management Branche
ausgehen dürften.

B. Begriff

I. Internationales Einheitsrecht

Aufgrund der der Seeschifffahrt immanenten Internationalität ist das See-
recht eines der Rechtsgebiete, in denen die internationale Rechtsvereinheitli-

50 Lüdicke, Geschlossene Fonds, S. 230.
51 Bis 1998 ließ § 82 f. EStDV i.V.m. § 51 Abs. 1 Nr. 2 w EStG auf im Inland registrierte Handels-

schiffe im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung sowie in den folgenden vier Wirt-
schaftsjahren Sonderabschreibungen in Höhe von insgesamt 40% der Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten zu.

52 Durch § 2 b EStG bzw. ab 11.11.2005 § 15 b EStG, sowie durch die Abschaffung von § 52
Abs. 33 EStG (der eine erweiterte Verlustverrechnung in Höhe von 125 % der Kommanditein-
lage zuließ), Abschaffung von § 34 c Abs. 4 EStG (der eine wahlweise Tarifermäßigung – Be-
günstigung von 80 % der laufenden Schifffahrtseinkünfte unter deutscher Flagge mit dem hal-
ben Durchschnittssteuersatz – ermöglichte) und die Abschaffung des halben durchschnittli-
chen Steuersatzes für Veräußerungsgewinne nach § 34 EStG i.V.m. § 16 EStG a.F.

53 § 5 a EStG.
54 F.A.Z. vom 27.12.2006, Nr. 300, Seite 19.
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chung am frühesten begann und am weitesten entwickelt ist. In mehreren in-
ternationalen Übereinkommen findet der Ship Manager Erwähnung. Im Fol-
genden wird daher zunächst untersucht, inwieweit internationales Einheits-
recht zwingende Vorgaben für die Definition des Ship Managers enthält. Da-
bei werden nur solche Übereinkommen untersucht, die in innerstaatliches
Recht eingearbeitet oder aber durch Transformation nach Art. 59 GG unmit-
telbar zur Geltung gelangt sind, denn nur insoweit können die Übereinkom-
men für eine deutsche Definition bindend sein.

Ein internationales Übereinkommen gilt in Deutschland nur dann in der Origi-
nalfassung, wenn das Übereinkommen nach Art. 59 GG in nationales Recht
transformiert worden ist. Der Originaltext internationaler Übereinkommen ist
in der Regel nicht auch in Deutsch abgefasst, weshalb grundsätzlich eine
(amtliche) deutsche Übersetzung erfolgt. Die amtliche Übersetzung ist je-
doch unverbindlich und stellt eine bloße Anwendungshilfe für Gerichte dar. Es
gilt die meist englische und gegebenenfalls in weiteren Sprachen abgefasste
Originalfassung. Anders hingegen, wenn internationale Übereinkommen in
deutsches Recht eingearbeitet worden sind. Dann gilt grundsätzlich die deut-
sche, eingearbeitete Fassung, wobei diese deutsche Fassung unter Umstän-
den abkommenskonform auszulegen ist55.

1. Brüsseler und Londoner Übereinkommen

a. Brüsseler Übereinkommen

Der Managerbegriff taucht erstmalig in Artikel 6 Abs. 2 des internationalen
Übereinkommens von 1957 über die Beschränkung der Haftung der Eigentü-
mer von Seeschiffen (Brüsseler Übereinkommen)56 auf. Wie bereits der Be-
zeichnung des Abkommens zu entnehmen ist, ist wesentlicher Inhalt des
Übereinkommens die Einführung international einheitlicher Haftungsbeschrän-
kungsmöglichkeiten für bestimmte Schäden. Als Beschränkungsberechtigte
werden im Brüsseler Übereinkommen neben dem „Owner“ unter anderem
auch der „Charterer, Manager and Operator of a Ship“ genannt57. Dabei defi-
niert das Brüsseler Übereinkommen den Managerbegriff nicht weiter.

Der deutsche Gesetzgeber hat bei der Einarbeitung des Brüsseler Überein-
kommens in das HGB und in einige Nebengesetze58 ebenfalls auf eine Defi-
nition des Managers verzichtet, erwähnt diesen nicht einmal gesondert. Die in
Artikel 2 des Brüsseler Übereinkommens genannten Begriffe Charterer, Mana-
ger und Operator hat der deutsche Gesetzgeber in § 486 Abs. 1 HGB a.F. un-
ter dem Oberbegriff des Reeders zusammengefasst. Begründet wurde diese

55 Herber, Seehandelsrecht, S. 25 f.
56 BGBl. 1972 II S. 672.
57 Vgl. Art. 6 Abs. 2 des Brüsseler Übereinkommens.
58 Seerechtsänderungsgesetz von 1972, BGBl. 1972 I S. 966.
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Zusammenfassung damit, dass die Begriffe Charterer, Manager und Operator
dem deutschen Reeder im Sinne von § 484 HGB bzw. im Fall des Operators
und Charterers einem Ausrüster i.S.v. § 510 HGB entsprechen würden59.

Ob hingegen in England im Zusammenhang mit dem Brüsseler Übereinkom-
men zumindest teilweise der Versuch einer Definition des Ship Managers
unternommen wurde, ist strittig. In England wurde das Brüsseler Überein-
kommen durch eine Änderung des Merchant Shipping Act 1894 im Jahr 1958
in nationales Recht übernommen. In Section 503 (3) des Merchant Shipping
Act 1894 in der Fassung von 195860 heißt es: „... any person interested in or in
possession of the ship, and, in particular, any manager or operator of the
ship“. Ein Teil der Literatur versteht dabei die über das Brüsseler Abkommen
hinausgehende Formulierung „… any person interested in or in possession of
the ship, …“ als ein Definitionsmerkmal des Manager- und Operatorbegriffs61.
Eine andere Ansicht bestreitet dieses mit folgender Begründung: Aufgrund
des Wortlautes „and, in particular“ beziehe sich die Formulierung „any per-
son interested in or in possession of the ship“ nicht auch auf die Begriffe Ma-
nager und Operator, sondern es handele sich vielmehr um eine Aufzählung.
Mit „any person interested in or in possession of the ship“ seien vielmehr
Werften als Schiffbauer oder Ausbesserer gemeint62. Der zweiten Ansicht ist
zuzustimmen. Es handelt sich bei der zitierten Passage der Section 503 (3)
des Merchant Shipping Act 1894 um eine Aufzählung. Die Formulierung „any
person interested in or in possession of the ship“ zielt daher tatsächlich auf
Werften als Schiffsbauer oder Ausbesserer und nicht auf den vorgenannten
Manager ab. Die für diese Ansicht gegebene Begründung – der Wortlaut – ist
jedoch als Argument nicht überzeugend: Der Wortlaut ist nicht eindeutig und
streitet deshalb für beide dargestellten Ansichten. Vielmehr ergibt sich dieses
Ergebnis aus der Geschichte des Merchant Schipping Act, denn schon die
ursprüngliche Version des Merchant Shipping Act 1894 erfasste Werften als
Schiffsbauer oder Ausbesserer63. Aber selbst wenn der ersten Ansicht ge-
folgt werden würde, die die Formulierung „… any person interested in or in
possession of the ship, …“ als ein Definitionsmerkmal des Manager- und
Operatorbegriffs verstehen will, würde dieses für die deutsche Definition des
Ship Managers keine bindende Wirkung haben. Schließlich ging die engli-
sche Umsetzung des Brüsseler Übereinkommens über die Originalfassung
des Brüsseler Übereinkommens in Bezug auf das Einfügen der Passage
„… any person interested in or in possession of the ship“ hinaus. Außerdem
wurde das Brüsseler Übereinkommen 1976 durch das sog. Londoner Über-
einkommen ersetzt.

59 Herber, Das neue Haftungsrecht der Schifffahrt, S. 25.
60 Abgedruckt bei Griggs/Williams/Farr, Limitation of Liability, Appendix I, S. 471 f.
61 Herber, Das neue Haftungsrecht der Schifffahrt, S. 48; Brice, The new Law, S. 29.
62 Rabe, Seehandelsrecht, LondonHBÜ 1976, Art. 1 Rn. 9.; Sotiropoulos, Die Beschränkung der

Reederhaftung, S. 158.
63 Sotiropoulos, Die Beschränkung der Reederhaftung, S. 157 m.w.N.
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b. Londoner Übereinkommen

Das Übereinkommen von 1976 über die Beschränkung der Haftung für See-
forderungen (Londoner Übereinkommen oder Haftungsbeschränkungsüber-
einkommen 1976) enthält wie das Brüsseler Übereinkommen keine binden-
den Vorgaben für den Managerbegriff. Erneut werden der Manager und der
Operator in den von dem Übereinkommen geschützten Personenkreis über-
nommen. So heißt es in der englischen Originalfassung des Londoner Über-
einkommens in Artikel 1 Abs. 2: „The term shipowner shall mean owner, char-
terer, manager and operator of a sea-going ship“. Doch wiederum fehlt eine
Definition des Managerbegriffs. Das Londoner Übereinkommen trat am 1. De-
zember 1986 völkerrechtlich in Kraft und gilt seit dem 1. September 1987
auch für die BRD64. Im Gegensatz zum Brüsseler Übereinkommen wurde
beim Londoner Übereinkommen auf eine Einarbeitung in das HGB verzichtet.
Stattdessen wurde in § 486 HGB – wie heute noch – direkt auf das Londoner
Übereinkommen verwiesen und bestimmt, dass nach diesem die Haftung für
Seeforderungen beschränkt werden kann. In der deutschen Übersetzung des
Londoner Übereinkommens65 heißt es in Artikel 1 Abs. 2: „Der Ausdruck
Schiffseigentümer umfasst den Eigentümer, Charterer, Reeder und Ausrüster
eines Seeschiffes“. Folglich wurde der Manager erneut mit dem deutschen
Reeder gleichgestellt und der Operator mit einem Ausrüster. In der Denk-
schrift der Bundesregierung zum Haftungsbeschränkungsübereinkommen66

heißt es hierzu: „Der Begriff Reeder ‚Manager‘ ist nicht im engeren Sinne des
§ 484 HGB auszulegen, sondern umfasst namentlich auch den Korrespon-
dentreeder“. Der Manager i.S.d. Londoner Übereinkommens sollte damit auch
ein Korrespondentreeder einer Partenreederei i.S.v. § 492 HGB sein. Die
deutsche Übersetzung und die Ausführungen in der Denkschrift zumHaftungs-
beschränkungsübereinkommen sind jedoch nicht bindend, sondern es gilt
die englische, französische, spanische und russische Originalfassung.

In Bezug auf den Manager hat sich bei der folgenden Änderung des Londoner
Übereinkommens im Mai 199667 nichts geändert: Auch in der geltenden Fas-
sung wird der Manager nicht näher präzisiert. Folglich enthält auch das Lon-
doner Übereinkommen keine Vorgaben für die Definition des Managers.

2. Ölhaftungsübereinkommen

Fraglich ist, ob nicht im Gegensatz zu dem Brüsseler und Londoner Überein-
kommen das Internationale Übereinkommen für die zivilrechtliche Haftung
für Ölverschmutzungsschäden (Ölhaftungsübereinkommen) bindende Vorga-

64 Bekanntmachung vom 17.7.1987, BGBl. II, S. 407; zugleich ist das Brüsseler Übereinkommen
von 1957 außer Kraft getreten, vgl. Bekanntmachung vom 17.7.1987, BGBl. 1987 II S. 409.

65 BGBl. 1986 II S. 786.
66 BT-Drucks. 10/3553.
67 BGBl. 2000 II S. 790.
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